
Bundessozialgericht

- 12 RK 40/76 —

Verkündet am
2. September 4977

als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle

I m N a m e n d e 5 V o l k e 5

U r t e i 1

in dem Rechtsstreit '

......O......OOOOOCOOIOOOOO...........OOOOODOOOOOCOOO’

Klägerin und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter: ..............„..„...........,

g e g e n

C..........O..............O......OO.....OOOOOOCOOOOOO,

Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die
mündliche Verhandlung vom 2. September 4977

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

Bayerischen Landessozialgerichts vom 44. JanUar 4976

wird zurückgewiesen.

Die Beklagte hat der Klägerin auch deren außergericht-
liche Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten.
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Die Beteiligten streiten darüber, ob die Beklagte verpflichtet

ist, die Klägerin von der Formalmitgliedschaft eines Renten—

bewerbers nach 55 545 a Abs. 4, 475 a der Reichsversiche-

rungsordnung (EVO) zu befreien.

Die Klägerin, Ehefrau eines pensionierten Beamten, bean-

tragte am 25. Februar 4972 bei der Bundesversicherungs—

anstalt für Angestellte (BfA), ihr Rente zu gewähren. Die BfA

lehnte den Rentenantrag der Klägerin ab; die Berufung der
Klägerin gegen das klageäbweisende Urteil im Rentenstreit

nahm die Klägerin am 44. Oktober 1974 zurück. Am 20. März 4972

beantragte die Klägerin bei der Beklagten, deren Mitglied sie

als Pflichtversicherte bis 50. Juni 1965 gewesen war, sie von
der Formalversicherung eines Rentenbewerbers zu befreien, da

sie und die minderjährigen Kinder Michael und Georg durch den

Ehemann als Versicherungsnehmer bei der von der Bayerischen
Versicherungskammer verwalteten Bayerischen Beamten-Kranken—

kasse (BKK) gegen Krankheit versichert seien. Die Klägerin

hatte ebenso wie die Familienangehörigen einen eigenen ver-
tragsmäßigen Leistungsanspruch nach Tarif 40 (Krankenkosten—

versicherung mit Prozentvergütung) und nach Zusatztarif 52
(Krankenhaus- und Operationskosten-Zusatzversicherung). Die

BKK erstattet nach Tarif 40 40 v.H. der anfallenden

Rechnungen; wegen der weiteren 60 V.H. wurde Beihilfe in

Anspruch genommen.

Die Beklagte lehnte es ab, die Klägerin von der Formal—

versicherung eines Rentenbewerbers zu befreien, weil sie zur
Zeit des Rentenantrags nicht selbst, sondern nur als

Familienangehörige bei einem privaten Versicherungsunternehmen

mitversichert sei und bei einem Tarif mit einer Kostener—

stattung von 40 V.H. und einer Zusatzversicherung keine Voll-

versicherung bestehe (Bescheid vom 50. November 4972).
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Während des Widerspruchsverfahrens schloß die Klägerin am

7. Februar 4975 für sich und die beiden Kinder mit der BKK

zu den bisherigen Bedingungen rückwirkend ab 4. Januar 4972

einen Versicherungsvertrag. Der Widerspruch blieb erfolg—

los (Widerspruchsbescheid vom 45. Mai 4975). Das Sozial—

gericht (SG) Bayreuth verpflichtete die Beklagte, die

Klägerin von der Versicherungspflicht in der Krankenver—

sicherung der Rentner zu befreien (Urteil vom 27. Juni
4974). Das Bayerische Landessozialgericht (LSG) hat die

Berufung der Beklagten zurückgewiesen. Es hat die

Revision zugelassen (Urteil vom 44. Januar 4976).

Die Beklagte hat gegen dieses Urteil Revision eingelegt.

Sie rügt eine Verletzung des 5 475 a EVO.

Die Beklagte beantragt,

die Urteile des LSG und des SG aufzuheben und

die Klage gegen den Bescheid der Beklagten

in der Gestalt des Widerspruchsbescheids abzu—

weisen.

Die Klägerin beantragt,

die Revision der Beklagten zurückzuweisen.

II

Die Revision der Beklagten ist unbegründet. Sie ist zurück—

zuweisen.

Wenn auoh weder die Revisionsschrift noch die Revisions—

begründungsschrift einen förmlichen Antrag enthalten, wird

damit gleichwohl dem rfordernis des 5 464 Abs. 2 Satz 5

des Sozialgerichtéä(ß G) genügt, wonach die Begründung
u.a. einen bestimmten Antrag enthalten muß. Der 8. Senat

des Bundessozialgerichts (BSG) läßt es im Urteil vom

26. April 4977 — 8 RU 44/77 - (zur Veröffentlichung bestimmt)

für den "bestimmten Antrag" genügen, wenn die Revisions—JLaw – Gesetze und Urteile
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begründung erkennen läßt, welches prozessuale Ziel der

Revisionskläger erreichen will. Damit folgt der 8. Senat

des BSG dem inhaltsgleichen Beschluß des Großen Senats

des Bundesverwaltungsgerichts vom 8. November 4954

- Gr. Sen. 4.54/V C 64/54 — (BVerWGE
4,—89%f%894—ff),

mit dem unter Hinweis auf RGZ 425, 55 einer inhaltslosen

Förmlichkeit beim bestimmten Antrag eine Absage erteilt

wurde. Der erkennende Senat schließt sich der erwähnten

Rechtsprechung des 8. Senats des BSG nach eigener Prüfung

an.

Im hier zu entscheidenden Fall hat die Beklagte mit hin—

reichender Deutlichkeit in der Revisionsbegründung darge—

tan, daß sie die Aufhebung des angefochtenen Berufungs—

urteils erstrebt. Sie widerspricht nämlich in ihrer

Revisionsbegründung dem Ergebnis und der Begründung des

Urteils des LSG; sie vertritt nach wie vor die von den

beiden Vorinstanzen abgelehnte Auffassung, daß die Klägerin

nicht von der Formalmitgliedschaft eines Rentenbewerbers

zu befreien ist. Damit hat sie einen bestimmten Antrag

nach 5 464 Abs. 2 Satz 5 SGGgestellt.

Die Beklagte war verpflichtet, die Klägerin als Renten—

bewerberin antragsgemäß nach 55 545 a Abs. 4 Satz 2, 475 &
RVO von der Mitgliedschaft bei der Beklagten während des

Rentenverfahrens zu befreien. Die Klägerin War Formal—

versicherte geworden, als sie bei der BfA Rente beantragt

hatte; sie blieb es bis zur endgültigen Ablehnung der

Rente (5 545 a Abs. 2 RVG). Als Rentenbewerberin War sie
berechtigt, bei der Beklagten zu beantragen, sie von der

Mitgliedschaft bei der Beklagten unter den Voraussetzungen

des 5 475 a RVGzu befreien (% 545 a Abs. 4 Satz 2 RVG). Der
entsprechend anzuwendende @ 475 a Abs. 4 Satz 4 RVG räumt

demjenigen auf Antrag die Befreiung von der Mitgliedschaft

als Formalversicherter ein, der "bei einem Krankenversiche—

rungsunternehmen versichert ist und für sich und seine

Angehörigen, für die ihm Familienkrankenpflege zusteht,

Vertragsleistungen erhält, die der Art nach den Leistungen

der Krankenhilfe entsprechen". Diese Voraussetzungen Waren
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_5_

erfüllt, als die Klägerin am 25. Februar 4972 Rente bei der

BfA beantragte. Wie die Beklagte nunmehr selbst zugibt,

reicht es für den Befreiungsantrag aus, wenn der Renten-

bewerber gegen das Krankenversicherungsunternehmen einen

eigenen Anspruch auf Leistungen hat (BSG SozR Nr. 27 zu
5 584 RVG; 42. Senat, Urteil vom 25. Februar 4977 -
42 RK 26/76 —, zur Veröffentlichung bestimmt). Einen solchen

der Klägerin zustehenden Anspruch hat das LSG bindend

(% 465 sec) festgestellt. Dabei hat sich das ISG auf das
Schreiben der Bayerischen Versicherungskammer/BKK vom

7. Juni 4974 bezogen. Darin ist bestätigt worden, daß

zwar der Ehemann der Klägerin nur aus Gründen der Ver—

Waltungsvereinfachung förmlich Versicherungsnehmer war,
die Klägerin jedoch selbst Anspruch auf Leistungen hatte.

Bei dieser eindeutigen Sach— und Rechtslage kann es
weiterhin unentschieden bleiben, welche rechtliche

Bedeutung die nachträgliche rückwirkende Vertragstrennung
hat, wonach nunmehr die Klägerin selbst Versicherungs—

nehmerin ist.

Die Beklagte sieht sich gehindert, dem Befreiungsanapruch

zu entsprechen, weil sie bei dem mit der BKK geschlossenen

Versicherungsvertrag eine Vollversicherung mit annähernd

voller Kostendeckung vermißt. Damit vermag die Beklagte

nicht durchzudringen.

Das LSG hat festgestellt, daß die Klägerin von der BKK

Vertragsleistungen erhielt, die der Art nach den Leistungen

der Krankenhilfe entsprechen. Im Tarif 40 werden Ver-

sicherungsleistungen für ambulante ärztliéhe und zahn—

ärztliche Behandlung, stationäre Behandlung, Ver—

sorgung mit Arzneien und Hilfsmitteln gewährt. Ferner hatte

die Klägerin nach Zusatztarif 32 Anspruch auf Krankenhaus—

und Operationskosten. Wenn auch auf Grund des Tarife nur
eine Kostendeckung von 40 v.H. der anfallenden Aufwendungen

besteht, reicht das doch entgegen der Auffassung der

Beklagten aus, um die Befreiungsvoraussetzungen zu erfüllen.

Der 5. Senat des BSG hat bereits zum Anspruch auf den

Beitragszuschuß für versicherte Rentner nach 5 584 Abs. 4 EVO

-6—
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ausgesprochen, daß Versicherte bei einem priVat6n Versiche—

rungsunternehmen etwa den gleichen Versicherungsschutz

haben müssen wie in der gesetzlichen Krankenversicherung

freiwillig versicherte Rentner; das soll durch eine sog.

Vollversicherung mit Versicherungsschutz für ambulante und

stationäre Behandlung geschehen, wobei hinzunehmen ist,

daß in der Regel in der privaten Krankenversicherung keine

volle Kostendeckung besteht (BSGE 25, 42, 45 = 8028,

aaO,Nr. 6 zu 5 584EVO;BSGE27, 429, 434 = SoZR,aaO,
Nr. 45 zu 5 584 EVO; vgl. ferner BSGE 35, 45, 48 = SozR,
aaO, Nr. 52). Der erkennende Senat hat keine Bedenken,

diese Grundsätze auch auf Befreiungsanträge nach 5 475 a
RVO anzuwenden. Demnach reicht es aus, daß die Leistungen

der priVaten Krankenversicherung ihrer Art, nicht aber

auch ihrer Höhe nach, wie dies die Beklagte meint, der

Krankenhilfe entsprechen (Peters, Handbuch der Kranken—
versicherung, % 475 a, Anm. 5; Krauekopf, Soziale Kranken—

versicherung, 2. Aufl. 4976, 5 475 8, Anm. 4; Jantz,
KVdR, 2. Aufl., 5 475 a Anm. 5; Jünemann, Beiträge, 4968,
445, 455, 457). Damit ist zugleich festgestellt, daß Teil-

versicherungen bei priVaten Versicherungsunternehmen, z.B.

Krankenhauskosten— oder Krankenhaustagegeldversicherungen,

allein keinen Befreiungsantrag begründen können (vgl. für den

Beitragszuschuß nach 5 584 Abs. 4 RVG: BSGE 25, 42 = SoZR,

aaO, Nr. 6 zu 5 584 EVO).

Der Senat sieht sich insbesondere auch noch auf Grund folgen—

der Erwägung außerstande, der Auslegung der Beklagten zu
folgen, die bei einer Erstattung der Krankheitsaufwendungen

durch ein Krankenversicherungsunternehmen bis mindestens

50 V.H. noch Vertragsleistungen annehmen will, "die der Art

nach den Leistungen der Krankenhilfe entsprechen" (5 475 a
Abs. 4 Satz 4 BVG), eine unter diesem Vomhundertsatz liegende

Erstattung aber, weil in der Höhe der Erstattung unzureichend,

nicht mehr als Grundlage für eine Befreiung von der Formal-
versicherung eines Rentenbewerbers gelten lassen möchte. Eine

solche Auslegungfindet schonim Wortlaut des5 475a Abs. 4
Satz 4 BVG keine Stütze. In dieser Vorschrift ist lediglich

von der Art der Vertragsleistungen die Rede. Zur Höhe derJLaw – Gesetze und Urteile
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Vertragsleistungen sagt 5 475 a Abs. 4 Satz 4 EVO nichts.

Entscheidend aber ist, daß es nach Sinn und Zweck dieser

Vorschrift als Befreiungsvoraussetzung genügen soll, daß

der Rentenbewerber vom Krankenversicherungsunternehmen solche

Vertragsleistungen erhält, die der Art nach den Leistungen

der Krankenhilfe entsprechen. Das Gesetz verlangt also von

dem jeweiligen Krankenversicherungsträger bei einem Be-

freiungsantrag eine Prüfung dahin, ob eine sog. Vollver—

sicherung i.S. der oben genannten Rechtsprechung des BSG

besteht. Es wird ihm aber nicht die weitere Prüfung aufer—

legt, in welcher Höhe die jeweiligen Krankheit3aufwendungen

von dem Krankenversicherungsunternehmen erstattet werden.

Im vorliegenden Fall könnte zwar eine solche Prüfung ohne

weiteres vorgenommen werden, weil das Tarifwerk der BKK

die Erstattung allein in Vomhundertsätzen der Krankheits—

aufwendungen vorsieht. Diese Erstattungsberechnung gilt

aber nicht in allen Tarifen, die von der privaten Kranken—

versicherung angeboten und angewendet zu werden pflegen.

Dort werden nämlich unterschiedlicheErstattungen vorge—

nommen, z.B. durch feste Sätze für bestimmte ärztliche
Leistungen, jährliche Höchstbeträge für Sonderleistungen

sowie Selbstbeteiligungen. Würde man dem Gedanken der

Beklagten nach einer festen Grenze durch einen Vomhundert—

satz von 50 folgen, wäre der Krankenversicherungsträger

bei einem Befreiungsantrag gehalten, die unterschied—

lichen Tarifwerke der privaten Krankenversicherung durch

Vergleichsberechnungen auf Vomhundertsätze umzurechnen. Das

würde notwendigerweise schwierige und zeitraubende Ver—

waltungsarbeit verursachen, die in Streitfällen ohne die

Heranziehung besonderer Sachverständiger nicht zu be—

wältigen wäre. All dies wird durch 5 475 a Abs. 4 Satz 4 EVO
vermieden. Die Krankenversicherungsträger haben also bei

Befreiungsanträgen nach 5 475 a Abs. 4 Satz 4 RVG ihr Augen—
merk nur darauf zu richten, ob der private Krankenversiche-

rungsvertrag eine Vollversicherung bietet. Dabei haben sie

solche Vertragsgestaltungen hinzunehmen, wie sie von der

privaten Krankenversicherung auf Grund der Tarifwerke allge—

mein angeboten werden.
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Soweit die Beklagte geltend macht, die BKK eewähre der Kläge-
rin vertragsgemäß keine Rehabilitationsmaßnahmen, während

solche nach dem Inkrafttreten des Rehabilitationsangleichungs—

gesetzes in der gesetzlichen Krankenversicherung zu den Regel-

leistungen gehören, kann die Beklagte damit nicht gehört werden.

Als die Klägerin am go, März 4972 ihren Befreiungsantrag stellte,

war das Rehabilitationeangleichungsgesetz noch nicht in Kraft;

es ist erst am 4. Oktober 4974 in Kraft getreten (@45 Abs. 4
Rehabilitationsangleichungää®setz)-

Unerheblich ist schließlich, daß im vorliegenden Fall der von
der BKK nicht erstattete Teil der Krankheitsaufwendungen durch

die dem Ehemann der Klägerin gewährte Beihilfe gedeckt wurde.

Abgesehen davon, daß hier die Klägerin keinen eigenen Beihilfe—

anspruch hat, sondern nur ihr Ehemann, sind Beihilfeleistungen

keine Vertragsleistungen eines privaten Krankenversicherungs—

unternehmens. Sie bieten also keine tragfähige Grundlage für

einen Befreiungsantrag. Etwas anderes gilt nur bei einer um—
fassenden und uneingeschränkten Heilfürsorge (Vgl. Urteil des

erkennenden Senats vom 2. September 4977 - 42/5 RK 58/75 ',
zur Veröffentlichung bestimmt).

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 195 SGG-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

